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Gesch�ftsbereich des Bundesministeriums f�r Familie,
Senioren, Frauen und Jugend
1. Abgeordnete
Ekin

Deligöz
(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

We
Deu
veru
lche Kosten hat die Durchführung des Ersten
tschen Familientages am 15. Mai 2006 in Berlin
rsacht, und wer kommt für diese auf?
2. Abgeordnete
Ekin

Deligöz

(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

Wa
stal
dor
CD
nom
s hat die Bundesregierung auf dem von ihr veran-
teten Ersten Deutschen Familientag gegen die
tige Verbreitung einer von der Frauen Union der
U Deutschland ausgelegten Publikation unter-
men, in der der Eindruck erweckt wird, das El-

terngeld sei bereits ein gesetzliches Regelwerk, ohne
dass bislang ein Gesetzentwurf öffentlich vorliegt
oder gar im Deutschen Bundestag debattiert worden
ist?
Gesch�ftsbereich des Bundesministeriums f�r Umwelt,
Naturschutz und Reaktorsicherheit
3. Abgeordnete
Gudrun

Kopp
(FDP)

Teil
sens
sche
schu
t die Bundesregierung die Einschätzung des Wis-
chaftsrates, der in seiner „Wissenschaftspoliti-
(n) Stellungnahme zum Bundesamt für Strahlen-
tz (BfS)“ vom 19. Mai 2006 zu dem Ergebnis

kommt, dass in der Vergangenheit bei der Berufung
der Amtsleitung wohl nicht hinreichend auf die wis-
senschaftliche Kompetenz der Kandidaten geachtet
wurde?
4. Abgeordnete
Gudrun
Kopp

(FDP)

Auf
das
amt
auf
welche Weise stellt die Bundesregierung sicher,
s der gesetzlich formulierte Auftrag des Bundes-
es für Strahlenschutz, auch eigene Forschungen
dem Gebiet des Strahlenschutzes und in der

Kerntechnik durchzuführen, erfüllt wird?
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Gesch�ftsbereich des Bundesministeriums f�r Bildung
und Forschung
5. Abgeordnete
Cornelia

Hirsch
(DIE LINKE.)

Inw
run
setz
tes
*) Siehe hierzu auch Frage 22.
ieweit erwägt die Bundesregierung die Veranke-
g der Gebührenfreiheit der Bildung im Grundge-
, um ihren im Rahmen des Internationalen Pak-
über wirtschaftliche, soziale und kulturelle Rech-

te eingegangenen Verpflichtungen zu entsprechen
(siehe dazu Artikel 13, wo das Ziel einer „allmäh-
lichen Einführung der Unentgeltlichkeit der Hoch-
schulbildung“ genannt ist)?
Gesch�ftsbereich des Bundesministeriums der Finanzen
6. Abgeordnete
Dr. Gesine
Lötzsch

(DIE LINKE.)

Wie
steu
lich
Auf
viele Personen sind damit beschäftigt, Umsatz-
erbetrug aufzudecken, und wie hoch ist der jähr-
e finanzielle Aufwand für die Erfüllung dieser
gabe?
Gesch�ftsbereich des Bundesministeriums f�r Wirtschaft
und Technologie
7. Abgeordneter
Peter

Hettlich

(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

Wie
qua
die
men
beurteilt die Bundesregierung qualitativ und
ntitativ die Werftenkapazitäten in Deutschland,
für Neubauten und Modernisierungsmaßnah-
der Binnenschifffahrt erforderlich wären?*)
8. Abgeordnete
Ulla

Lötzer

(DIE LINKE.)

We
run
Sitz
200
lche konkreten Verhandlungsziele und Ände-
gsvorschläge hat die Bundesregierung auf der
ung des Wettbewerbsrates am 29. und 30. Mai
6 in den Verhandlungen zum geänderten Vor-

schlag der EU-Kommission für eine Richtlinie über
Dienstleistungen im Binnenmarkt verfolgt bzw. vor-
gelegt?
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9. Abgeordnete
Ulla

Lötzer

(DIE LINKE.)

Wie
For
Ent
rück
hat die Bundesregierung dabei im Einzelnen die
derungen des Bundesrates aus seiner aktuellen
schließung (Bundesratsdrucksache 325/06) be-
sichtigt, die sich auf Ausnahmen vom Anwen-

dungsbereich der Richtlinie, die Daseinsvorsorge,
das Subsidiaritätsprinzip, die „Entscheidungsfreiheit
der nationalen Gesetzgeber“ und weitere konkrete
Änderungswünsche beziehen?
10. Abgeordnete
Inge

Höger-Neuling

(DIE LINKE.)

We
übe
tuel
06)
lche Position vertritt die Bundesregierung gegen-
r der Forderung des Bundesrates aus seiner ak-
len Entschließung (Bundesratsdrucksache 325/
zur EU-Richtlinie über Dienstleistungen im Bin-

nenmarkt, Leistungen der Pflege und Rehabilitation
explizit vom Anwendungsbereich der Richtlinie aus-
zunehmen, insbesondere auch in den Verhandlun-
gen des Wettbewerbsrates?
11. Abgeordnete
Inge

Höger-Neuling

(DIE LINKE.)

We
übe
tuel
06)
lche Position vertritt die Bundesregierung gegen-
r der Forderung des Bundesrates aus seiner ak-
len Entschließung (Bundesratsdrucksache 325/
zur EU-Richtlinie über Dienstleistungen im Bin-

nenmarkt, soziale Dienstleistungen vollumfänglich
und demnach auch ohne Einschränkung auf das Kri-
terium der Bedürftigkeit aus dem Geltungsbereich
der Richtlinie auszunehmen, insbesondere auch in
den Verhandlungen des Wettbewerbsrates?
12. Abgeordnete
Cornelia

Hirsch
(DIE LINKE.)

Wie
We
Ver
hing
hat die Bundesregierung auf der Sitzung des
ttbewerbsrates am 29. und 30. Mai 2006 bei den
handlungen zur Dienstleistungsrichtlinie darauf
ewirkt, dass die bestehenden Unklarheiten in

der Abgrenzung zwischen privater und öffentlicher
Bildung ausgeräumt werden, beispielsweise indem
sichergestellt wurde, dass die Mitgliedstaaten festle-
gen können, was Dienstleistungen von allgemeinem
Interesse sind, wie es unter anderem von der Ge-
werkschaft Erziehung und Wissenschaft (GEW) ge-
fordert wird?
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Gesch�ftsbereich des Bundesministeriums der Verteidigung
13. Abgeordneter
Axel E.

Fischer

(Karlsruhe-Land)
(CDU/CSU)

We
desr
lung
geb
ken
lche Möglichkeiten bestehen aus Sicht der Bun-
egierung, im Falle unvorhergesehener Entwick-
en in der Demokratischen Republik Kongo ge-

enenfalls die deutsche Militärpräsenz zu verstär-
, und wie viele Soldaten könnten für welchen

Zeitraum maximal dort eingesetzt werden?
14. Abgeordneter
Axel E.

Fischer

(Karlsruhe-Land)

(CDU/CSU)

Wie
derz
mok
ziel
halt
teuer wird aus Sicht der Bundesregierung der
eit geplante deutsche Militäreinsatz in der De-
ratischen Republik Kongo, und welche finan-

len Mittel sind an welcher Stelle im Bundeshaus-
2006 bisher zur Finanzierung eingestellt?
15. Abgeordneter
Dr. Rainer

Stinner

(FDP)

Wa
seit
geg
kret
rum ist das Bundesministerium der Verteidigung
mehr als vier Monaten nicht in der Lage – ent-

en der Antwort des Parlamentarischen Staatsse-
ärs beim Bundesminister der Verteidigung,

Dr. Friedbert Pflüger, vom 18. April 2006 auf mei-
ne schriftliche Frage 27 auf Bundestagsdrucksache
16/1268 „Insgesamt kann für das Bundesministe-
rium der Verteidigung die militärische Befehlsge-
bung in multinationalen Verbänden und Stäben je-
derzeit nachvollzogen werden“ –, zu einem endgülti-
gen Ermittlungsstand zu kommen, ob in einem be-
stimmten Fall eine multinationale Befehlsgebung
stattgefunden hat oder nicht (siehe Antwort des Par-
lamentarischen Staatssekretärs beim Bundesminis-
ter der Verteidigung, Dr. Friedbert Pflüger, vom
18. Mai 2006 auf meine schriftliche Frage „Befehls-
gebung in multinationalen Verbänden und Stäben“),
und liegt ein Zeitraum von über vier Monaten nach
Ansicht der Bundesregierung noch innerhalb eines
mit „jederzeit“ zu bezeichnenden Zeitrahmens?
16. Abgeordneter
Winfried

Nachtwei

(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

Wa
Dr.
Bitt
Ent
Opp
rum hat der Bundesminister der Verteidigung,
Franz Josef Jung, – trotz wiederholter expliziter
en von Seiten der Abgeordneten – bislang den
wurf des Weißbuchs zur Sicherheitspolitik den
ositionsfraktionen des Deutschen Bundestages

und der Öffentlichkeit noch nicht vorgelegt, und wie
ist dies mit der Tatsache in Übereinstimmung zu
bringen, dass der Bundesminister wiederholt eine
breite sicherheitspolitische Debatte anmahnt, bei
Nachfragen zu seinen öffentlichen Stellungnahmen
– z. B. hinsichtlich der Änderung des Verteidigungs-
begriffs und des Bundeswehreinsatzes im Innern –
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auf das vertrauliche Weißbuch verweist und das
Weißbuch bislang nur Pressevertretern, den beteilig-
ten Ressorts und den Koalitionsfraktionen vorliegt,
nicht aber der Opposition und der Öffentlichkeit zur
Kenntnis gegeben wird?
17. Abgeordneter
Winfried

Nachtwei

(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

Inw
sche
von
Ric
gie,
ieweit und in welchen konkreten Punkten unter-
idet sich das Weißbuch zur Sicherheitspolitik

den vorliegenden Verteidigungspolitischen
htlinien und der Europäischen Sicherheitsstrate-
und inwieweit teilt die Bundesregierung die Auf-

fassung, dass das Weißbuch der Bundesregierung
zur Sicherheitspolitik ein kohärentes, umfassendes,
ressortübergreifendes und nicht auf militärische
Aufgaben und Fähigkeiten reduziertes Grundsatz-
dokument sein muss, das den Primat ziviler Instru-
mente und Fähigkeiten widerspiegelt?
Gesch�ftsbereich des Bundesministeriums f�r Gesundheit
18. Abgeordnete
Britta

Haßelmann

(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

Bea
Run
sein
Arb
sie b
bsichtigt die Bundesregierung, Ergebnisse des
den Tisches Pflege, der am 12. September 2005
e Ergebnisse und Handlungsempfehlungen der
eitsgruppen präsentierte, umzusetzen, oder hat
ereits damit begonnen?
19. Abgeordnete
Britta

Haßelmann

(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

Wie
des
Fra
wen
hilfe
steht die Bundesregierung zu den Ergebnissen
Runden Tisches Pflege, zum Beispiel bei der

ge nach der Selbstverpflichtung aller Beteiligten,
n es um die Einhaltung der Charta der Rechte
- und pflegebedürftiger Menschen geht?
20. Abgeordneter
Jörg

Rohde

(FDP)

We
zini
ter
Ma
lches Potential misst die Bundesregierung medi-
scher Rehabilitation zur Vermeidung dauerhaf-
Pflegebedürftigkeit bei und welche konkreten

ßnahmen wird die Bundesregierung ergreifen,
um gemäß dem Koalitionsvertrag vom 11. Novem-
ber 2005 den Vorrang medizinischer Rehabilitation
vor der Pflege von pflegebedürftigen, alten und be-
hinderten Menschen zu stärken?
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21. Abgeordneter
Jörg

Rohde

(FDP)

Teil
zeit
gen
wen
*) Siehe hierzu auch Frage 7.
t die Bundesregierung die Auffassung, dass der-
für Krankenkassen ein Anreiz besteht, Leistun-
auf die Pflegeversicherung zu verlagern, und

n ja, in welcher Form wird die Bundesregierung
dieser Situation bei der Reform der Krankenversi-
cherung und der Reform der Pflegeversicherung
Rechnung tragen?
Gesch�ftsbereich des Bundesministeriums f�r Verkehr,
Bau und Stadtentwicklung
22. Abgeordneter
Peter

Hettlich

(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

We
gen
Bin
ten
lche Förderprogramme mit welchen Zielsetzun-
und Fördervolumina sind vorgesehen, um die

nenschifffahrt unter deutscher Flagge zu erhal-
und die Flotte zu modernisieren?*)
23. Abgeordneter
Jan

Mücke

(FDP)

Hat
auf
ten
bah
die Bundesregierung Maßnahmen ergriffen, die
eine Beschleunigung der Nachbesserungsarbei-
im Dölzschener Autobahntunnel (Bundesauto-

n 17), die bislang mit größtenteils nur einem ein-
zigen Streckenarbeiter ausgeführt werden und so zu
massiven Beeinträchtigungen des gesamten Ver-
kehrs in die Tschechische Republik über mehrere
Wochen hinweg führen, hinwirken?
24. Abgeordneter
Jan

Mücke

(FDP)

We
Fah
umf
woh
lche Umstände führten dazu, dass in westlicher
rtrichtung des Dölzschener Autobahntunnels
angreiche Nachbesserungen notwendig sind, ob-
l erst im vergangenen Herbst Nachbesserungs-

arbeiten an gleicher Stelle ausgeführt wurden?
25. Abgeordnete
Elisabeth

Scharfenberg

(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

Wa
den
vom
Sac
linie
rum hat Bundesminister Wolfgang Tiefensee auf
Brief des Sächsisch-Bayerischen Städtenetzes
28. Februar 2006, in dem nach der Zukunft der

hsen-Franken-Magistrale, d. h. der Eisenbahn-
Nürnberg–Hof–Plauen–Zwickau–Chemnitz–

Dresden, gefragt wird, bis heute nicht geantwortet,
und wann ist mit einer Beantwortung zu rechnen?
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26. Abgeordnete
Elisabeth

Scharfenberg

(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

In w
mit
men
gen
elcher Weise beabsichtigt die Bundesregierung,
dem Sächsisch-Bayerischen Städtenetz zusam-
zuarbeiten und sein Anliegen zu berücksichti-

?

27. Abgeordneter
Josef Philip

Winkler

(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

Trif
die
aus
Bun
sent
ft es zu, dass es keine gesetzliche Grundlage für
Lärmsanierung durch Lärmschutzmaßnahmen

schließlich an bestehenden und im Sinne des
des-Immissionsschutzgesetzes baulich nicht we-
lich geänderten Schienenwegen gibt und daher

für bestehende Schienenwege keine gesetzlichen Im-
missionsgrenzwerte festgelegt sind?
28. Abgeordneter
Josef Philip

Winkler

(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

Teil
die
an
Pet
zier
t die Bundesregierung die Auffassung, wie sie
DB Netz AG im Schreiben vom 19. April 2006
den Oberbürgermeister der Stadt Lahnstein,

er Labonte, vertritt, dass Geschwindigkeitsredu-
ungen aus Gründen des Schallschutzes das Ziel,

mehr Verkehr auf die Schiene zu verlagern, konter-
karieren würden, da sie die Leistungsfähigkeit und
Kapazität des Streckennetzes herabsetzen würden,
und teilt die Bundesregierung deshalb die Auffas-
sung, dass eine Geschwindigkeitsreduzierung aus
Gründen des Schallschutzes, wie auf der Lahn-
brücke auf der Strecke Wiesbaden (Ost)–Nieder-
lahnstein gefordert, nicht dem allgemeinen öffent-
lichen Interesse entspricht?
29. Abgeordneter
Joachim
Günther

(Plauen)

(FDP)

We
in A
ger
Her
und
lche Erkenntnisse hat die Bundesregierung, dass
usschreibungen der öffentlichen Hand seit eini-
Zeit Leistungen ausgeschrieben werden, die

stellerbindung haben, obwohl nach der Vergabe-
Vertragsordnung für Bauleistungen (VOB) be-

stimmte Erzeugnisse oder Verfahren sowie bestimm-
te Ursprungsorte und Bezugsquellen nur dann aus-
drücklich vorgeschrieben werden dürfen, wenn dies
durch die Art der geforderten Leistung gerechtfer-
tigt ist?
30. Abgeordneter
Joachim

Günther

(Plauen)

(FDP)

Wa
dam
noc
eine
s gedenkt die Bundesregierung zu unternehmen,
it in Zukunft Lieferungen und Leistungen nur

h produktneutral ausgeschrieben werden, um
n Wettbewerb zuzulassen?
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31. Abgeordneter
Heinz-Peter

Haustein

(FDP)

Trif
das
ter
ten
ft es nach Kenntnis der Bundesregierung zu,
s größtenteils Aufträge nur an den billigsten Bie-
und nicht an den Bieter mit dem wirtschaftlichs-
Angebot vergeben werden, obwohl genau das

die VOB vorsieht, und wenn ja, warum?
32. Abgeordneter
Heinz-Peter

Haustein

(FDP)

Wa
tenr
Auf
mit
s wird die Bundesregierung gegebenenfalls un-
ehmen, damit diejenigen Auftraggeber, die nur
träge an den billigsten und nicht an den Bieter
dem wirtschaftlichsten Angebot vergeben, für

die später auftretenden Mehrkosten belangt wer-
den?
Gesch�ftsbereich des Bundesministeriums f�r Arbeit
und Soziales
33. Abgeordnete
Dr. Gesine

Lötzsch

(DIE LINKE.)

Wie
Kon
schä
dec
viele Personen sind mit der Überwachung und
trolle von Arbeitslosengeld-II-Empfängern be-
ftigt, mit dem Ziel, Leistungsmissbrauch aufzu-

ken, und wie hoch ist der jährliche finanzielle
Aufwand für die Erfüllung dieser Aufgabe?
34. Abgeordneter
Alexander

Ulrich
(DIE LINKE.)

Wie
das
Ent
brin
beurteilt die Bundesregierung den Vorgang,
s die EU-Kommission in ihren Leitlinien für die
sendung von Arbeitnehmern im Rahmen der Er-
gung von Dienstleistungen (KOM (2006) 159)

genau diejenigen nationalen Kontrollmöglichkeiten
gegenüber Lohn- und Sozialdumping, wie z. B. die
Anforderung einer Vorbeschäftigung von Dritt-
staatsangehörigen oder die Vorhaltung einer zustell-
fähigen Adresse im Tätigkeitsland, wieder ein-
schränken möchte, die das Europäische Parlament
und auch die EU-Kommission aus der geänderten
Fassung der Richtlinie über Dienstleistungen im
Binnenmarkt gestrichen hatte?
35. Abgeordneter
Alexander

Ulrich

(DIE LINKE.)

We
sich
der
geä
lche Position vertritt die Bundesregierung hin-
tlich der Kritik von Gewerkschaften, dass mit
gegenwärtigen Fassung des Artikels 1 Abs. 6 im
nderten Vorschlag der EU-Kommission zur

Dienstleistungsrichtlinie nicht gewährleistet ist, dass
gewerkschaftliche Rechte, Arbeitskampfmaßnah-
men und das kollektive Arbeitsrecht nicht von der
Richtlinie berührt werden?
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Gesch�ftsbereich des Ausw�rtigen Amts
36. Abgeordneter
Volker

Beck

(Köln)
(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

Wie
tion
Pol
gun
par
beurteilt die Bundesregierung die aktuelle Situa-
von Lesben und Schwulen in Russland und

en vor dem Hintergrund aktueller Verbotsverfü-
gen gegen die dortigen Lesben- und Schwulen-
aden?
37. Abgeordneter
Volker

Beck

(Köln)

(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

In w
gier
die
lich
und
ggf.
elcher Form hat die Bundesregierung den Re-
ungen von Polen und Russland im Hinblick auf
Europäischen Menschenrechtskonvention deut-
gemacht, dass Demonstrationen von Lesben
Schwulen grundsätzlich zuzulassen sind und
gegen gewalttätige Übergriffe von Rechtsradi-

kalen oder religiösen Fundamentalisten zu schützen
sind?
38. Abgeordneter
Hans-Christian

Ströbele

(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

Kan
sich
sche
Bisc
Mo
n die Bundesregierung bestätigen, dass ange-
ts wachsender Spannungen in der Demokrati-
n Republik Kongo die dortige Katholische
hofskonferenz (CENCO), Erzbischof Laurent

nsengwo, Präsident Dr. Etienne Tshisekedi der
Oppositionspartei UDPS, die Chefs Jean-Pierre
Bemba und Azarias Riberwa der beiden größten
ehemaligen Rebellenbewegungen sowie andere poli-
tische Parteien fordern, bis zum 30. Juni 2006 die
für den Fall solcher Entwicklung vom „Internationa-
len Komitee zur Begleitung des Übergangsprozes-
ses“ (CIAT) vorgesehene politische Dialoggruppe
einzuberufen, und ist die Bundesregierung bereit,
zur Unterstützung dieser Forderung unverzüglich
durch die deutsche Botschaft in Kinshasa sowie in
allen zuständigen internationalen Gremien eine dies-
bezügliche Initiative zu ergreifen und zu fördern?
39. Abgeordneter
Hans-Christian

Ströbele

(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

Ist d
hen
lik
der
erst
er Bundesregierung bekannt, dass der bevorste-
de Wahlprozess in der Demokratischen Repub-
Kongo insgesamt in Frage gestellt ist, weil mit
Präsidenten- und Parlamentswahl bisher nur der
e Wahlgang terminiert wurde statt auch der

zweite (Präsidentenstich-, Gouverneurs- und Pro-
vinzparlamentswahl), und wird die Bundesregierung
die Beteiligung der Bundeswehr an einer EU-Mili-
tärmission in der Demokratischen Republik Kongo
davon abhängig machen, dass der gesamte Wahl-
prozess festgelegt, vorbereitet sowie durch die einzu-
setzende CIAT-Dialoggruppe unterstützt wird?
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40. Abgeordneter
Dr. Hakki

Keskin

(DIE LINKE.)

Mit
die
sun
extr
Gesamtherstellung: H. Heenemann
undesanzeiger Verlagsgesellschaft mbH
welchen konkreten Maßnahmen beabsichtigt
Bundesregierung, auf die im aktuellen Verfas-

gsschutzbericht dokumentierte Zunahme rechts-
emistischer Gewalttaten zu reagieren (vgl. Ver-

fassungsschutzbericht 2005, S. 25 ff.)?
41. Abgeordneter
Dr. Hakki

Keskin

(DIE LINKE.)

Wa
neh
frei
brei
s gedenkt die Bundesregierung konkret zu unter-
men, um vorhandene so genannte national be-
te Zonen zu beseitigen und deren weitere Aus-
tung zu verhindern?
42. Abgeordnete
Petra

Pau
(DIE LINKE.)

Wo
schu
und
tige
rin sieht die Bundesregierung (Verfassungs-
tzbericht 2005, S. 175, 176) nach den § 3
4 des Bundesverfassungsschutzgesetzes eindeu-
und ausreichende Anhaltspunkte, die die Ein-

stufung der Vereinigung der Verfolgten des Nazi-
regimes – Bund der Antifaschistinnen und Antifa-
schisten e. V. (VVN/BdA) als linksextreme Organi-
sation rechtfertigen?
43. Abgeordnete
Petra

Pau
(DIE LINKE.)

Wo
fein
gen
det,
rin sieht die Bundesregierung die Verfassungs-
dlichkeit der VVN/BdA bei ihrem „Kampf ge-
angeblichen ,Geschichtsrevisionismus‘“ begrün-
und ist die Bundesregierung nicht der Ansicht,

dass man vehement gegen die tatsächliche Leug-
nung der NS-Verbrechen durch den deutschen
Rechtsextremismus vorgehen muss?
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